
Bundessozialgericht

% RJ “11/87 Im Namen des Volkes

Verkündet am
Urteil

17. November 1987

in dem Rechtssheh

""'°°"""""connn nnnnnn ... ‚‚‚‚‚ .. ooooooooooooooo ,

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbev011mäChtigte:‚__._.__...______.____.____.__.,

g e g e n

u...-o... "°"""oouueunooocnouconooqlcooouoooncooooo,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigeladen:
..... '"""“""tooqcutooo1.0.0...oo...occoooonuocooo

Der 5b Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 17. November 1987 in Berlin

für Recht erkannt:

AUf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts Berlin vom 22. Januar 1987 aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Land63502181gericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e :

Die Klägerin begehrt von der beklagten Landesversicherungsanstalt

(LVA) Erwerbsunfähigkeitsrente (EU-Rente) über den 31. Oktober

1982 hinaus anstelle des ab 1. November 1982 gezahlten Alters-

ruhegeldes, in das die bis dahin gewährte EU-Rente umgewandelt

worden ist, außerdem Erhöhung der ihr seit 1978 zufließenden

EU-Rente ab 1. Mai 1981 aufgrund von 1984 entrichteten Nachent—

richtungsbeiträgen.

Die 1917 geborene Klägerin ist Verfolgte iS des 5 1 Bundesent-

schädigungsgesetz (BBG). Schon 1972 machte sie von einer Nach-

entrichtungsmöglichkeit Gebrauch nach 5 10 des Gesetzes über die

Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der Sozial-

versicherung (WGSVG). Seit 1. März 1972 bezog sie von der Be-

klagten eine Berufsunfähigkeitsrente (BU-Rente), ab 1. September

1978 eine Rente wegen EU. Am 30. April 1981 beantragte die Klä-

gerin bei der Beigeladenen, weitere Beiträge nach 5 10 WGSVG

entrichten zu dürfen. Außerdem hat sie um Mitteilung, wie sich

eine fristgerechte Nachentrichtung auf die von 1972 bis 1978 ge-

währte BU-Rente und auf die seit 1978 gezahlte EU-Rente auswirke.

Sie hielt es für möglich, daß die Nachentrichtung bereits ab 1972

wirke. Die daraufhin von der beigeladenen LVA um Auskunft er-

suchte beklagte LVA teilte der Beigeladenen mit Schreiben vom

15. Juli 1982 ua mit, bei einer Beitragszahlung in angemessener

Frist könne die Neufeststellung der EU-Rente frühestens vom
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1. Mai 1981 an erfolgen, wobei die Feststellung, ob die Nach-

entrichtung rechtzeitig gewesen und in angemessener Frist erfolgt

sei, in die Zuständigkeit der Beigeladenen falle. Von diesem

Schreiben übersandte die Beigeladene der Klägerin eine Kopie zur

Kenntnis.

Die Klägerin erklärte sich mit Schreiben vom 2. November 1982

gegenüber der Beigeladenen bereit, acht Beiträge der Klasse 800

für die Monate Mai 1959 bis Dezember 1959 zu entrichten. Die

nachzuentrichtenden Beiträge müßten auch zu einer Erhöhung der

BU-Rente (gewährt von 1972 bis 1978) führen. Die Beigeladene

teilte der Klägerin mit Schreiben vom 22. November 1982 mit, daß

bezüglich der zu erwartenden Neufeststellung aufgrund der noch

vorzunehmenden Nachentrichtung von Beiträgen auf die Kopie des

Schreibens der Beklagten vom 15. Juli 1982 verwiesen werde, die

die Klägerin schon erhalten habe.

Die Klägerin verklagte nun die Beklagte und die Beigeladene mit

dem Antrag, ihr mitzuteilen, ab wann höhere Rente unter Berück-

sichtigung der von ihr vorgesehenen Nachentrichtung von Beiträgen

(acht Beiträge der Klasse 800 für die Zeit von Mai bis Dezember

1959) gezahlt würde. Das Sozialgericht (SG) wies diese Klage ab,

weil der Auskunftsanspruch bereits durch die Erklärung im

Schreiben vom 15. Juli 1982 erfüllt worden sei (Urteil des SG

Berlin vom 9. Dezember 1983). In der Berufungsinstanz erklärte

die Klägerin den Rechtsstreit für erledigt, nachdem die Beklagte

ihr das Schreiben vom 15. Juli 1982 "offiziell zur Kenntnis ge-

bracht" habe. Am 8. November 198" erließ die Beigeladene im
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Rahmen eines weiteren, vor dem SG Düsseldorf geführten, Rechts-

.streits einen formellen Zulassungsbescheid für die Nachentrich—

tung der Beiträge. Am 12. Oktober 198M konnte sie den Eingang .

des Nachentrichtungsbeitrages verbuchen.

Mit Bescheid vom 2. Mai 1985 wandelte die Beklagte die Rente

wegen EU ab 1. November 1982 in ein Altersruhegeld wegen Voll—

endung des 65. Lebensjahres um. Mit einem weiteren Bescheid vom

13. Mai 1985 berechnete sie dann das Altersruhegeld unter An—‘

rechnung der nachentrichteten Beiträge ab 1. November 198ü neu.

In dem Bescheid heißt es, für die Zeit vor dem 1. November 198"

bestehe ein Anspruch auf höhere Rente nicht, weil die aufgrund

der im April 1981 erfolgten Bereiterklärung, jedoch erst amr‘

12. Oktober 198” bei der Beigeladenen eingegangenen Beiträge

nicht innerhalb angemessener Frist erbracht worden seien.

Gegen die Altersruhegeldbescheide vom 2. und 13. Mai 1985 hat

die Klägerin Klage erhoben mit dem Antrag, diese Bescheide auf-

zuheben und die Beklagte zur Zahlung einer höheren EU-Rente auf-

grund rechtzeitig nachentrichteter Beiträge ab 1. Mai 1981 zu

verurteilen. Sie habe keinen Antrag auf Umwandlung der EU—Rente

in ein Altersruhegeld gestellt. Die mithin weiter zu zahlende"

EU-Rente sei schon ab 1. Mai 1981 unter Berücksichtigung der

nachentrichteten Beiträge zu erhöhen.

Das SG hat die angefochtenen Bescheide der Beklagten aufgehoben

und im übrigen die Klage abgewiesen (Urteil vom 24. März 1986).

Zwar sei bei einem Empfänger von EU-Rente die Rente im Falle des
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5 12M8 Abs 5 der Reichsversicherungsordnung (RVO), sofern der

Versicherte nichts anderes bestimme, von Amts wegen in das Al-

tersruhegeld umzuwandeln. Doch stehe dem entgegen, daß die Klä—

gerin mit der Erhebung ihrer Klage das Bestimmungsrecht des

5 1248 Abs 6 BVD ausgeübt habe. Der Anspruch auf eine höhere

EU-Rente scheitere an % 1ü19 Abs 1 RVO. Die gezahlten Beiträge

könnten nur zu einer Erhöhung der Rente beim nächsten Versiche-

rungsfall, also beim Altersruhegeld, führen. Diese Leistung wolle

die Klägerin Jedoch noch nicht.

Das Landessozialgericht (LSG) hat auf die Berufung der Beklagten

das Urteil des SG geändert und die Klage abgewiesen (Urteil vom

22. Januar 1987). Es hat im wesentlichen ausgeführt: Die Klä-

gerin habe mit der Erklärung, sie habe die Umwandlung der Rente

in ein Altersruhegeld nicht beantragt, nicht schon die Rechts—

widrigkeit der Umwandlung behauptet und auch von ihrem Bestim-

mungsrecht keinen Gebrauch gemacht. Hinsichtlich des Antrags auf

höhere EU-Rente fehle es an einem Bescheid der Beklagten, so daß

die Klage unzulässig sei.

Die Klägerin hat die vom erkennenden Senat zugelassene Revision

eingelegt: Das Urteil des LSG leide an einem Verfahrensmangel. Es

stelle eine Uberraschungsentscheidung dar. Hätte das LSG sie

darüber aufgeklärt, daß es an der Bedeutung ihrer Klage hin-

sichtlich der Geltendmachung des Bestimmungsrechts Zweifel habe,

hätte sie zu Protokoll erklärt: "Die Angabe in der Klageschrift,

daß die Klägerin weiterhin Rente wegen EU gewährt bekommen will,

bedeutet, daß der Eintritt des Altersruhegeld—Versicherungsfalles
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auf einen späteren Zeitpunkt hinausgeschoben werden soll". Es

Q
verstoße auch gegen den Grundsatz der Prozeßökonomie, sie, die"?

Klägerin, darauf zu verweisen, wieder in 1. Instanz ihren An-

spruch auf höhere EU-Rente geltend zu machen.

Die Beklagte hat mit Bescheid vom 8. April 1987 den Antrag der

Klägerin abgelehnt, die bis zum 31. Oktober 1982 gezahlte EU-

Rente unter Berücksichtigung der am 12. Oktober 198ü und

7. Januar 1985 nachentrichteten Beiträge neu festzustellen.

Die Klägerin beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache

.zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückzuverweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält die Revision für unbegründet.

Die Beigeladene stellt keinen Antrag.

II

Die Revision ist im Sinne der Zurückverweisung der Sache an das

LSG begründet. Die vom LSG festgestellten Tatsachen reichen zu

einer abschließenden Entscheidung nicht aus.
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Da die Klägerin, wie Sich aus s 1248 Abs 6 nvo ergibt, den Ver—

sicherungsfall, der das Altersruhegeld auslöst, hinausschieben

kann, ist es entscheidungserheblich, ob die Klägerin eine dahin—

gehende Erklärung abgegeben hat oder im Verfahren noch eine da-

hingehende Erklärung abgeben wollte. Das LSG hat zwar festge—

stellt, die Klägerin habe von ihrem Bestimmungsrecht nach 5 1248

ÄÖS 5 RVG nicht Gebrauch gemacht. Doch ist der Senat an diese

Feststellung nicht gebunden, da in bezug auf diese Feststellung

zulässige und begründete Revisionsgründe vorgebracht sind (5 163

des SozialgerichtsgesetZes —SGG-).

Das LSG hat insoweit den Grundsatz des rechtlichen Gehörs ver-

letzt. Die Klägerin hat dies gerügt. Nach dem in S 62 SGGwie—

derholten Grundsatz, der schon in Art 103 Abs 1 des Grundgesetzes

(GG) garantiert ist, ist den Beteiligten rechtliches Gehör zu
gewähren. Inhalt dieses Grundsatzes ist, daß den Beteiligten von

Amts wegen die Mögliehkeit gegeben werden muß, sich zu allen

rechtserheblichen Tatsachen zu äußern. Auch nach der Beweisauf-

nahme mUß daher den Beteiligten Gelegenheit zur Stellungnahme

gegeben werden (5 128 Abs 2 SGG). Haben die Beteiligten einen

rechtlichen Gesichtspunkt übersehen oder für unerheblich gehal—

ten, 30 kann das Gericht, wenn ihm dies erkennbar ist, seine

Entscheidung an diesen Gesichtspunkt nur stützen, wenn es den

Beteiligten vorher Gelegenheit zur Äußerung gegeben hat (5 202

SGG‚ 5 278 Abs 3 der Zivilprozeßordnung -ZPO-; Urteil des erken-

nenden Senats vom 15. Oktober 1986 - 5b RJ 2M/86 - SozR 1500

5 62 Nr 20; Meyer—LadeWig, Komm zum sec, 3. Aufl, 1987, 5 62

Nr 8). Die 55 202 SGG‚ 278 Abs 3 ZPO sollen verhindern, daß die
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Beteiligten durch eine Entscheidung überrascht werden und damit

die Möglichkeit verlieren, ihren Tatsachehvortrag zu ergänzen

oder weiteren Beweis anzubieten, wie es zur umfassenden Erklärung

des Rechtsstreits angebracht wäre. Ganz ebenso stellt sich die

Rechtslage dar, wenn die Beteiligten mit einer Tatsachenwürdigung

überrascht werden, für die bisher Hinweise gefehlt haben (vgl

Urteil des Senats vom 15. Oktober 1986 aaO). So ist es auch

hier. Die Klägerin hat gegen die Bescheide geklagt, mit denen

insbesondere die BU-Rente in ein Altersruhegeld umgewandelt wur-

den, ua mit der Begründung, sie habe die "Umwandlung nicht bean-

tragt". In der Erhebung dieser Klage hat das SG - wie das LSG im

Tatbestand seines Urteils richtig erwähnt - die Ausübung des

Rechtes der Klägerin gesehen, das Altersruhegeld noch hinauszu-

schieben. Diese Auslegung liegt sehr nahe. Denn wenn die Klägerin

die Altersruhegeldbescheide anfocht mit der Begründung, sie habe

sie nicht beantragt, so sagt der Wortlaut ”nicht beantragt" zu-

nächst zwar nur, daß die Bescheide ohne ihren Willen ergangen

waren. Zusammen mit der Klage ergibt sich jedoch, daß die Be-

scheide auch gegen ihren Willen ergangen waren, und daß die Klä-

gerin diese Bescheide weiterhin verhindern wollte. Das Bestim-

mungsrecht nach % 12ü8 Abs 6 RVG kann der Versicherte solange

ausüben, bis der Bescheid über das Altersruhegeld bindend gewor-

den ist (Verbandskomm, % 1248 RVG, Anm 26; Eicher/Haase/

Rauschenbach, Die Rentenversicherung der Arbeiter und Angestell-

ten, 5 12ü8 Anm 8). Darauf hat bereits das SG hingewiesen. Der

Vorsitzende des Berufungsgerichts hätte also die Klägerin in

Ausübung seiner sich aus den 5$ 112 Abs 2, 153 Abs 1 SGG erge-

benden Verpflichtung nur zu fragen brauchen, wenn Zweifel hin-
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SiChtliCh der Bedeutung der Erklärung der Klägerin bestanden

hätten - trotz der naheliegenden Auslegung, die bereits das SG

vorgenommen hatte. Bereits vor der mündlichen Verhandlung ergibt

sich die gleiche Verpflichtung aus S 106 Abs 1 SGG. Die Klägerin

wurde somit durch die Vom LSG vorgenommene Auslegung ihres Ver-

haltens gegenüber den Altersruhegeldbescheiden überrascht. Die

Auslegung des ESGwar nicht vorauszusehen. Es war nicht einmal

vorauszusehen, daß das LSG überhaupt eine Auslegung vornehmen

Würde angesichts des Umstandes, daß es von der Klägerin eine

verbindliche Erklärung hätte erhalten können. Das Urteil des LSG

beruht insoweit auf einer Verletzung des rechtlichen Gehörs.

Das Urteil des LSG leidet auch an einem Verfahrensmangel, soweit

es die Klage deshalb abWeist, weil noch ein Bescheid der Be-

klagten fehle. NOChdas SG hatte geglaubt, in der Sache selbst

entscheiden ZU können. Sowohl das Gericht wie die Parteien un-

terliegen im Prozeß der Pflicht, den Fortgang des Prozesses zu

fördern und nach Kräften dafür zu sorgen, daß der Streitstoff

umfassend und Zügig entschieden wird (Prozeßförderungspflicht,

Grundsatz der Prozeßök0nomie). Das Bundessozialgericht (BSG)

sieht es deshalb als einen Verfahrensmangel an, wenn das Gericht

die Klage als UDZUIäSSig abweist, ohne den Beteiligten Gelegen—

heit zu geben, das VOPVerfahren zu Ende zu führen (BSGE 20, 199,

201)- Vielmehr ist es Verfahrensrechtlich geboten, die Möglich—

keit ZU prüfen, noch im vorliegenden Rechtsstreit alsbald zu der

von den Beteiligten gewünschten Sachentscheidung zu kommen (BSG

380 S 201). Die Klage sogleich als unzulässig abzuweisen und da-

mit die Beteiligung Ohne zwingenden Grund auf einen neuen
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Rechtsstreit zu verweisen, ist deshalb verfahrensfehlerhaft (BSG

aaO).

Die nach alledem erforderliche Zurückverweisung des Rechtsstreits

an das LSG wird auch nicht dadurch ausgeschlossen, daß die Be-

klagte während des Revisionsverfahrens am 8. April 1987 eine

Neufeststellung der bis zum 31. Oktober 1982 gezahlten EU—Rente

unter Berücksichtigung der am 12. Oktober 1984 und 7. Januar

1985 nachentrichteten Beiträge abgelehnt hat. Insoweit ist die

Anwendung des 5 171 Abs 2 SGG schon deswegen ausgeschlossen, weil

wegen der aufgezeigten Verfahrensmängel das Urteil des LSG auf-

zuheben und der Rechtsstreit an dieses Gericht zurückzuverweisen

ist. In diesem Fall spricht die Prozeßökonomie dafür, den neuen

Bescheid so zu behandeln, als wäre er im Berufungsverfahren er-

lassen worden, so daß die Rechtshängigkeit nach 5 171 Abs 2 SGG

beim SG entfällt (ebenso bereits BSGE 9, 78).
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Das LSG wird auch über die Kosten der Revisionsinstanz zu befin-

den haben.
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